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Appell zur Suche nach NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kulturgütern in deutschen 
Einrichtungen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
auch fast sechzig Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs stehen Deutschland und gerade 
auch der Kulturbereich aufgrund der Kunstraubzüge und anderer erschütternder Geschehnisse 
während der Zeit des Nationalsozialismus national wie international in einer besonderen 
Verantwortung.  
 
Vor diesem Hintergrund stimmte Deutschland 1998 den Washingtoner Prinzipien zu. Als eine 
von vielen weiteren Maßnahmen wurde 1999 die Erklärung der Bundesregierung, der Länder 
und der kommunalen Spitzenverbände zur Auffindung und zur Rückgabe NS-
verfolgungsbedingt entzogenen Kulturgutes, insbesondere aus jüdischem Besitz, verabschiedet, 
die Sie anbei finden. Nach dieser Gemeinsamen Erklärung sollen die Bemühungen zur 
Ermittlung NS-verfolgungsbedingt entzogener Kulturgüter in deutschen Einrichtungen seitens 
dieser Institutionen kontinuierlich fortgesetzt werden. Zur Unterstützung dieser Arbeit in den 
Häusern wurde eine Handreichung herausgegeben. Die vom Bund und allen Ländern 
finanzierte Koordinierungsstelle für Kulturgutverluste veröffentlicht die Ergebnisse dieser 
Ermittlungen in ihrer Internet-Datenbank www.lostart.de.  
 
In den letzten fünf Jahren wurden nach Prüfung durch mehr als 150 Einrichtungen über 3.500 
Kulturgüter ermittelt, bei denen ein NS-verfolgungsbedingter Entzug nicht ausgeschlossen 
werden kann. Über 160 Gemälde, Zeichnungen und Grafiken und mehr als 1.000 Bücher 
konnten identifiziert und an die Berechtigten zurückgegeben werden.    
 
Wir danken daher allen, die bisher Provenienzrecherchen durchgeführt bzw. veranlasst haben.   
 
Zugleich appellieren wir, in allen Museen und Einrichtungen weiter nach NS-
verfolgungsbedingt entzogenen Kulturgütern zu suchen und die Koordinierungsstelle, die 
jederzeit beratend zur Verfügung steht, über die Ergebnisse zu informieren.  
 

 



 

 
 
Nur durch Ihr Engagement können wir den uns allen obliegenden Auftrag, das während des 
Nationalsozialismus geschehene Unrecht verantwortungsvoll aufzuarbeiten und insbesondere 
den jüdischen Opfern nachträglich Gerechtigkeit zukommen zu lassen, ein weiteres, wichtiges 
Stück erfüllen.    
 
Für Ihre Bemühungen bedanken wir uns. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Dr. Christina Weiss, Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien 
 
 
 
 
Prof. Dr. Johanna Wanka, Präsidentin der Kultusministerkonferenz 
 
 
 
 
Dr. Stephan Articus, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Deutschen Städtetages 
 
 
 
 
Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Deutschen Städte- und Gemeindebundes 
 
 
 
 
Prof. Dr. Hans Günter Henneke, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Deutschen Landkreistages 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 



 

 
Erklärung  

der Bundesregierung, der Länder und der kommunalen Spitzenverbände  
zur Auffindung und zur Rückgabe NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kulturgutes, 

insbesondere aus jüdischem Besitz (1999) 
 
Die Bundesrepublik Deutschland hat nach dem Zweiten Weltkrieg unter den Voraussetzungen der 
alliierten Rückerstattungsregelungen, des Bundesrückerstattungsgesetzes und des Bundesent-
schädigungsgesetzes begründete Ansprüche wegen des verfolgungsbedingten Entzugs von 
Kulturgütern erfüllt sowie die entsprechenden Verfahren und Institutionen zur Verfügung gestellt, 
damit die sonstigen Rückerstattungsverpflichteten von den Berechtigten in Anspruch genommen 
werden konnten. Die Ansprüche standen in erster Linie den unmittelbar Geschädigten und deren 
Rechtsnachfolgern oder im Fall erbenloser oder nicht in Anspruch genommenen jüdischen 
Vermögens den in den Westzonen und in Berlin eingesetzten Nachfolgeorganisationen zu. Die 
materielle Wiedergutmachung erfolgte im Einzelfall oder durch Globalabfindungsvergleiche. Das 
Rückerstattungsrecht und das allgemeine Zivilrecht der Bundesrepublik Deutschland regeln damit 
abschließend und umfassend die Frage der Restitution und Entschädigung von NS-
verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut, das insbesondere aus jüdischem Besitz stammt. 
 
In der DDR war die Wiedergutmachung von NS-Unrecht nach alliiertem Recht über gewisse 
Anfänge nicht hinausgekommen. Im Zuge der deutschen Vereinigung hat sich die Bundesrepublik 
Deutschland zur Anwendung der Grundsätze des Rückerstattungs- und Entschädigungsrechts 
verpflichtet. NS-verfolgungsbedingt entzogenes Kulturgut wurde nach den Bestimmungen des 
Vermögensgesetzes und des NS-Verfolgtenentschädigungsgesetzes zurückgegeben oder 
entschädigt. Dank der globalen Anmeldung seitens der Conference on Jewish Material Claims 
against Germany, Inc. (JCC) als der heutigen Vereinigung der Nachfolgeorganisationen sind im 
Beitrittsgebiet gelegene Ansprüche im Hinblick auf Kulturgüter jüdischer Geschädigter geltend 
gemacht worden. Wie früher in den alten Bundesländern wurde auch hier soweit wie möglich eine 
einzelfallbezogene materielle Wiedergutmachung und im Übrigen eine Wiedergutmachung durch 
Globalvergleich angestrebt. 

 
I. 

 
Die Bundesrepublik Deutschland hat - ungeachtet dieser materiellen Wiedergutmachung - auf der 
Washingtoner Konferenz über Holocaust-Vermögen am 3. Dezember 1998 erneut ihre Bereitschaft 
erklärt, auf der Basis der verabschiedeten Grundsätze und nach Maßgabe ihrer rechtlichen und 
tatsächlichen Möglichkeiten nach weiterem NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kulturgut zu 
suchen und gegebenenfalls die notwendigen Schritte zu unternehmen, eine gerechte und faire 
Lösung zu finden. In diesem Sinne wird der Stiftungsratsbeschluss der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz vom 4. Juni 1999 begrüßt.  
 
Die Bundesregierung, die Länder und die kommunalen Spitzenverbände werden im Sinne der 
Washingtoner Erklärung in den verantwortlichen Gremien der Träger einschlägiger öffentlicher 
Einrichtungen darauf hinwirken, dass Kulturgüter, die als NS-verfolgungsbedingt entzogen 
identifiziert und bestimmten Geschädigten zugeordnet werden können, nach individueller Prüfung 
den legitimierten früheren Eigentümern bzw. deren Erben zurückgegeben werden. Diese Prüfung 
schließt den Abgleich mit bereits erfolgten materiellen Wiedergutmachungsleistungen ein. Ein 
derartiges Verfahren ermöglicht es, die wahren Berechtigten festzustellen und dabei 
Doppelentschädigungen (z.B. durch Rückzahlungen von geleisteten Entschädigungen) zu 
vermeiden. 
 
Den jeweiligen Einrichtungen wird empfohlen, mit zweifelsfrei legitimierten früheren Eigentümern 
bzw. deren Erben über Umfang sowie Art und Weise einer Rückgabe oder anderweitige materielle  
Wiedergutmachung (z.B. gegebenenfalls in Verbindung mit Dauerleihgaben, finanziellem oder 
materiellem Wertausgleich) zu verhandeln, soweit diese nicht bereits anderweitig geregelt sind 
(z.B. durch Rückerstattungsvergleich). 
 

 



 

 
 

II. 
 
Die deutschen öffentlichen Einrichtungen wie Museen, Archive und Bibliotheken haben schon in 
der Vergangenheit die Suche nach NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut unterstützt: 
 
1. durch Erschließung und Offenlegung ihrer Informationen, Forschungsstände und Unterlagen, 
 
2. durch Nachforschungen bei konkreten Anfragen und eigene Recherchen im Falle von aktuellen 
Erwerbungen, 
 
3. durch eigene Suche im Rahmen der Wahrnehmung der Aufgaben der jeweiligen Einrichtung, 
 
4. durch Hinweise auf die Geschichte von Kulturgütern aus NS-verfolgungsbedingt entzogenem 
Besitz in den Sammlungen, Ausstellungen und Publikationen. 
 
Diese Bemühungen sollen - wo immer hinreichend Anlass besteht - fortgeführt werden. 
 
 

III. 
 
Darüber hinaus prüfen Bundesregierung, Länder und kommunale Spitzenverbände im Sinne der 
Washingtoner Grundsätze ein Internet-Angebot einzurichten, das folgende Bereiche umfassen 
sollte: 
 
1. Möglichkeiten der beteiligten Einrichtungen, Kulturgüter ungeklärter Herkunft zu 
veröffentlichen, sofern NS-verfolgungsbedingter Entzug vermutet wird. 
 
2. Eine Suchliste, in die jeder Berechtigte die von ihm gesuchten Kulturgüter eintragen und damit 
zur Nachforschung für die in Frage kommenden Einrichtungen und die interessierte Öffentlichkeit 
ausschreiben kann. 
 
3. Informationen über kriegsbedingte Verbringung NS-verfolgungsbedingt entzogener Kulturgüter 
in das Ausland. 
 
4. Die Schaffung eines virtuellen Informationsforums, in dem die beteiligten öffentlichen 
Einrichtungen und auch Dritte ihre Erkenntnisse bei der Suche nach NS-verfolgungsbedingt 
entzogenen Kulturgütern eingeben können, um Parallelarbeiten zu gleichen Themen (z.B.: Bei 
welcher Auktion wurden jüdische Kulturgüter welcher Sammlung versteigert?) auszuschließen und 
im Wege der Volltextrecherche schnell zugänglich zu machen. 
 

 
IV. 

 
Diese Erklärung bezieht sich auf die öffentlich unterhaltenen Archive, Museen, Bibliotheken und 
deren Inventar. Die öffentlichen Träger dieser Einrichtungen werden aufgefordert, durch 
Beschlussfassung in ihren Gremien für die Umsetzung dieser Grundsätze zu sorgen. Privatrechtlich 
organisierte Einrichtungen und Privatpersonen werden aufgefordert, sich den niedergelegten 
Grundsätzen und Verfahrensweisen gleichfalls anzuschließen.  

 


